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Ur 4 halle Dienstag den 4 Januar 1921 Einzelpreis 30 Pfg
Außenpolitiſcher Rückblick

1921 hat unerfreulich begonnen Es ſcheint faſt als ob
die Annäherung zwiſchen der Entente und uns zu der die
Brüſſeler Verhandlungen zu führen ſchienen von milita
riſtiſch emperialiſtiſcher Seite durchkreuzt werden ſollte Das
Verhalten der Ententeregierungen uns gegenüber beweiſt
daß Einflüſſe am Werke ſind die in einer ntſpannung der
europäiſchen r ſoweit Deutſchland in Frage
kommt nicht ihre Rechnung finden Allerdings muß auch
die Möglichkeit ins Auge gefaßt werden daß es ſich bei den
Vorgängen um einen Druck handelt der uns gefügig machen
ſoll die Forderungen der Entente auf wirtſchaftlichem Gebiet
anzunehmen Wie dem aber auch ſein mag jedenfalls hat ſich
die Lage dadurch verſchärft daß die Entente in einer Note
die uns des Vertragsbruchs zeiht die ſofortige Auflöſung
der Sicherheitspolizei verlangt Auch in der Ein
wohnerwehrfrage ſollen ultimative Schritte der
Entente bevorſtehen Die Lage wird dadurch noch geſpann
ter daß der Temps und die Times mehr oder weniger
aufgeregte Artikel veröffentlichen mit der Behauptung die
deutſche Reichsregierung verweigere unter Einfluß reaktio
närer Kreiſe die Auflöſung der Einwohnerwehren in Bayern
und Oſtpreußen und eben dieſe Kreiſe wollten durch die
Einwohnerwehren die Reſtauration herbeiführen Ja die
Times tiſchen ihren Leſern die Schauermär auf Deutſch

land werde 1921 offenſiv gegen Frankreich vorgehen Es
beſtehe ein großes Komplott an deſſen Spitze Oberſt Bauer
und Ludendorff ſtünden

Man brauchte dieſen Unſinn kaum ernſthaft zu nehmen
wenn er nicht eine bedenkliche Folge gezeitigt hätte Die
Sozialdemokratie hat nämlich ſcharf gegen die Reichsregie
rung in der Einwohnerwehrfrage Stellung genommen Und
in der blinden und nachgerade wirklich recht unwürdigen
Furcht vor der Reaktion erſchwert man der Reichsregierung
ihre Geſchäfte aufs äußerſte Man kann wohl annehmen
daß die abſurden Geſchichten die die Times erzählen zu
meiſt für deutſche Leſer beſtimmt ſind Und die merkwürdige
Uebereinſtimmung von Times und Temps laſſen die An
nahme möglich erſcheinen daß hier Northeläiffſche
Propaganda wider das deutſche Volk deſſen Einigungnie natwendiger als jetzt war uneinig machen will t

dem ſo ſo wäre zweifellos der pſychologiſche Punkt tig
getroffen und die gewollte Wirkung erreicht Man ſollte
aber in Deutſchland in umfaſſender Weiſe das Volk mit der
Darſtellung der engliſchen Propaganda wie ſie in dem be
kannten Bericht über r Arbeit enthalten iſt ver
traut machen Vielleicht ſehen dann auch unſere Sozial
demokraten ein daß man häufig zu ſchieben glaubt wäh
rend man nur geſchoben iſt

Die unfreundliche Haltung welche die Entente ſtändig
gegen uns einnimmt zeigt ſich auch in der Frage der ober
ſchleſiſchen Abſtimmung Man hatte über den Ab
ſtimmungsort der nicht in Oberſchleſien Wohnhaften zunächſt
verhandelt Nunmehr kommt das den polniſchen Wünſchen
reſtlos entſprechende Diktat der Entente wonach dieſe Kate
gorie Abſtimmungsberechtigter erſt nach der eigentlichen Ab
ſtimmung 3 Wahl zugelaſſen werden ſoll Hiermit wird
der Verſailler Vertrag abermals verletzt
und die deutſche Reichsregierung ſollte endlich einmal im
Stil der Entente Roten verfaſſen und der Entente den Vor
wurf des Vertragsbruchs und der Vertrags
untreue machen

Ueberhaupt verdient die polniſche Frage ge
ſteigerte Beachtung Seit einiger Zeit riefen polniſche
Zeitungen nach einer Militärkonvention mit Frankreich
Nun iſt der polniſche Staatschef Pilſudski nach Paris für
Mitte Januar eingeladen Man wird in der Annahme nicht
f eher daß bei dieſem re die Militärkonvention ab
geſchloſſen werden ſoll Polen führt damit eine ausgeſprochen
feindliche Politik gegen ſeine beiden Nachbarſtaaten von
denen es es mag ſich drehen und wenden wie es will doch
in Zukunft abhängig ſein wird Aus der Geſchichte könn
ten aber die Polen lernen daß ſchon einmal ihr Land
von Frankreichs Gnaden abhing und daß ſeine
Exiſtenz in dem Augenblick in Frage geſtellt war als ſeine
letzten Legionen für Napoleon I verblutet waren Ein
Staat der ſeine Exiſtenz auf das Wohlwollen eines weit
abliegenden anderen Staates gründet treibt die gefährlichſte
Politik der Welt Denn er läßt ſich auf die Dauer als
ſolcher nur erhalten wenn er ſich organiſch in das Gefüge
der Nachbarſtaaten einfügt Selbſt Danzig mit dem ganzen
Korridor wird Polens Lebensnotwendigkeiten nicht ſo garan

tieren wie ein gutes V zu Deutſchland Die Lage der Dinge läßt nicht mit einer vernünf
tigen Politik Polens rechnen Und das erſte Geſchenk daß
gewiſſe Völkerbundſtaaten der friedenshungrigen Welt 1921
beſcheren zu wollen ſcheinen dürfte ein neuer Vertrag
imperialiſtiſch militäriſcher Ratur ſein

Die Beamtenſtreikfrage
Nach den Berichten der Blätter 73 die geſtr

handlungen der Regierung mit den Vertretern der
nach anfänglich erregter Debatte zu einer Ann
Parteien geführt Es beſtehe die Hoffnung daß man in den
ferneren Beſprechungen nicht nur mit dem Deutſchen Be
amtenbund ſondern auch mit den Eiſenbahnern zu einem

ich kommen werde
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Hamburg Altona hat die Abſtimmung unter den Eiſen
bahnern auch dort eine ſtarke Mehrheit für die eventuelle
Anwendung des Streiks ergeben

Die Antwort der deutſchen Regierung
auf die Polizeinote

Fortſetzung aus dem heutigen Morgenblatt

Welche Mängel die Kontroll Kommiſſion feſtſtellen zu
ne aubt iſt der deutſchen Regierung bisher nicht be

annt
um nähere Angaben gebeten, Erſt wenn ihr dieſe vor

liegen wird ſie in der Lage ſein im Einzelnen nachzuweiſen
L ſie von den Bedingungen des Friedensvertrages und des
Beſchluſſes von Boulogne nicht abgewichen iſt

Wenn die Kommiſſion nachträglich Bedenken gegen die
mit ihr vereinbarten Verfügungen fand oder gegen die Artihrer Ausführung Anſtände erheben zu müſſen glaubte ſo

hätte die deutſche Regierung erwarten dürfen daß ihr da
von nicht erſt Mitteilung gemacht würde nachdem das mühe
volle und koſtſpielige Werk der Reorganiſation der Polizei
zu Ende geführt iſt

Die deutſche Regierung legt Wert darauf der Kontroll
Kommiſſion ſchon jetzt in großen Zügen vor
Augen 7 führen daß und rung diejetzige rdnungspolizei von der früherenSicherheitspolizei durchaus verſchieden iſt

Die Kennzeichen der Sicherheitspolizei

waren kurz zuſammengefaßt folgende Einheitliche
Kommandobefugnis eines von einem Stabe unterſtützten
Polizeibefehlshabers über alle Polizeiformationen eines

in Preußen der epe eine Provinz umfaſſenden
ebiets dementſprechend Zuſammenfaſſung der h

körper verſchiedener Orte zu größeren Verbänden unter der
a rn der mehreren Plätzen untergeordneten
Führer vollſtändige Kaſernierung Vorhandenſein von be
ſonderen mit Geſchützen Minenwerfern und Flammenwerfern
ausgerüſteten Verbänden

Zum Unterſchiede hiervon iſt
die jetzige uniformierte und bewaffnete Oxdnungspolizei

organiſiert und unterſteht ausſchließ
lich dem örtlichen Polizeiverwalter d h einem
ivilen Verwaltungsbeamten Alle Stäbe die den BeFeht über die Polizeikräfte mehrerer Orte führten ſind auf

gelöſt Geſchütze Minenwerfer Flammenwerfer ſind nicht
mehr vorhanden Auch die Maſchinengewehre mit Aus
nahme der für die Panzerwagen ugelghen ſind tro
ſchwerer Bedenken auf die an anderer Stelle zurück
zukommen ſein wird im weſentlichen abgeliefert wo es noch
nicht geſchehen iſt liegt dies daran daß die von der Kon
troll Kommiſſion als Erſatz für v beſtimm
ten Maſchinenpiſtolen in der kurzen Zeit noch nicht beſchafft
werden konnten vor allem aber auch die zugeſtandene t
von Panzerwagen einſtweilen nur zum Teil vorhanden iſt

Jnfolge des Fortfalls der einheitlichen für
größere Gebiete zuſtändigen Befehlskörper ſind zahl
reiche PolizeiOffiziere daruftter in Preußen alle zur Sicher
heitspolizei übernommenen Generäle ausgeſchieden

Wenn die Regierungen der einzelnen Länder bei der
Auffüllung der vermehrten Ordnungspolizei auf die früheren
Mitglieder der Sicherheitspolizei zurückgegriffen haben ſo
war dies eine natürliche Folge davon daß ihnen
andere im Polizeidienſt erfahrene Kräfte nicht zur
Verfügung ſtanden Die Zuläſſigkeit und Zweckmäßig
keit dieſer Uebernahme iſt denn auch bei den erwähnten Vor
beſprechungen von dem Vertreter der Kontroll Kommiſſion
ausdrücklich anerkannt worden Jn den weitaus
meiſten Ländern iſt demgemäß nach dem Muſter des oben
erwähnten preußiſchen Erlaſſes vom 4 Oktober 1920 be
ſtimmt daß die Mitglieder der aufgelöſten Sicherheitspolizei
eingeſtellt werden können

Die jetzige uniformierte und bewaffnetePolizei iſt ſiernac nichts anderes als die in der zuge

laſſenen Weiſe verſtärkte Polizei des Jahres
1913 bei deren Organiſation nur inſoweit Aenderungen ein
getreten ſind als die von den Alliierten Regierungen zu
geſtandene Vermehrung und Bewaffnung mit ſich
brachteWenn die aus der früheren Sicherheitspolizei übernom

menen Beamten vorläufig noch ihre alte Uniform tragen
kann doch wohl nicht angenominen werden daß die Kontroll
Kommiſſion ihr Urteil auf dieſe Aeußerlichkeiten ſtützt Die

re anderen r bei der übrigensdas grüne Tuch aus Erſparnisrückſichten beibehalten werden
muß wird in verſchiedenen Ländern vorbereitet ſie konnte
wegen techniſcher wierigkeiten und beſonders wegen der
finanziellen Belaſtung bisher noch nicht den rt werden

Die Annahme der Kontroll Kommiſſion die r
uniformierte Polizei in pzulimiger eiſe verſtärkt
worden ſei iſt gleichfalls unbegründet

Zur Ordnungspolizei gehören begrifſsmäbig nur
die im Außendienſt verwendeten uniformierten Exekutiv
beamten nicht aber die Beamten der Kriminal und Ver
waltungspolizei Es iſt alo davon auszugehen daß der Be
ſchluß von Boulogne über die Vermehrung der Ordnungs
polizei ſich auf die uniformierte Exekutiv
polizei bezogen hat und daß die in Zivil tätigen Be
amten der Kriminal und Verwaltungspolizei wicht in die
Zahl der ugebilligten 150 000 Mann er ſind

Bei den Verhandlungen mit der Kon Kommiſſion
denn auch als dieſer Punkt re Sprache

i aſſung derneteerung erhoben worden Für die nicht uniſorrSit mihhin nag vie por des Un 102 der Hlierenveregee

ie hat in dem Schreiben vom 27 Dez F 14 403

kam keine

wonach eine Vermehrung im Verhältnis der ſeit 1913 in den
betreffenden Bezirken oder Gemeinden eingetretenen Bevölke
rungszunahme zuläſſig iſt Ueber dieſe Grenze hinaus iſt die
nicht uniformierte Polizei nicht vermehrt worden

Die zur Nachprüfung erforderlichen in der Note vom
23 Dezember erbetenen Angaben über den Beſtand der ver
ſchiedenen Klaſſen der Polizeibeamten und Polizeiangeſtellten
nach den Budgets von 1913 und 1920 werden ſobald wie
möglich übermittelt werden Es wird jedoch ſchon jetzt
darauf hingewieſen daß die Regierungen der
Länder zur Beſchaffung der nötigen Unterlagen einer gewiſſen Zeit hodürfen werden da wegen der vollkommen

durchgeführten Dezentraliſation hierzu erneut Berichte von
allen größeren Gemeinden eingefordert werden müſſen Auch
im übrigen ſteht ſelbſtverſtändlich der Kontroll Kommiſſion
und ihren Organen alles etwa gewünſchte Material zur Ver
ügungſug Je deutſche a hat ſich bei der Reu

ordnung des Polizeiweſens auf das Loyalſte an die Be
ſtimmungen des Friedensvertrages und der
Noten vom 22 Juni und 12 Auguſt 1920 ge
halten Sie muß den Vorwurf der ertragsverletzung in der beſtimmteſten Form als
unberechtigt zurückweiſen

Genehmigen Sie Herr General den Ausdruck meiner
ichnet ochachtungausgezeichneten Hochachtung gez Haniel

Die Entwaffnung der Einwohnerwehren
Aus dem bereits kurz gekennzeichneten Notenwechſel ſei

noch folgendes nachgetragenh Note der franzöſiſchen Regierung iſt
am 31 Dezember dem deutſchen Botſchafter in Paris und
zugleich durch Vermittelung der Berliner franzöſiſchen Bot
ſchaft dem Auswärtigen Amte zugegangen Es heißt darin

Nach dem Protokoll von Spa vom 9 Juli 1920 hat ſich
die deutſche Regierung verpflichtet

1 ſofort zur Entwaffnung der Einwohner
wehren und der Sicherheitspokizei zu
ſchreiten

2 ſich ſofort alle in den Händen der Zivilbevölkerunganrllhen Waffen abliefern zu laſſen
3 ſofort die notwendigen Maßnahmen zu treffen um

die militäriſche allgemeine Dienſtpflicht ab
uſchaffen und die Armee auf der Grundlage langiſt en Dienſtes zu organiſieren

4 den Älliierten zum Zwecke der Zerſtörung alle
Waffen und alles Kriegsgerät das die im
Vertrage zugelaſſenen Mengen überſchreitet auszu
liefern und bei der Zerſtörung behilflich zu ſein

Die verbündeten Regierungen haben dagegen einge
willigt den Zeitpunkt bis zu dem die Verminderung derStärken der Reichswehr auf 100 000 Mann vollendet ſein

muß bis zum 1 Januar 1921 hinauszuſchieben
Jm Augenblick des Ablaufs der durch das

Protokoll von Spa feſtgeſetzten Friſten hat die franzöſiſche
Regierung die Pflicht folgendes feſtzuſtellen

1 Bis jetzt iſt der Kontrollkommiſſion nur ein ge
ringer Teil der Waffen übergeben worden
die nach den Angaben des Reichskommiſſars für die
Entwaffnung von der Zivilbevölkerung an die deutſchen
Behörden abgeliefert worden ſind Die im Protokoll
von Spa vorgeſehenen Verpflichtungen ſind folglich in
dieſem Punkt nicht gehalten worden2 Der Reichskommiſſar für die Entwaffnung hat der

Kontrollkommiſſion nicht offiziell den Zeitpunkt
mitgeteilt an dem die Abgabe der Waffen der
Einwohnerwehren ſtattzufinden hat Jn ihrer
Rote vom 9 Dezember hat die deutſche Regierung ſo
gar der Kontrollkommiſſion mitgeteilt daß den Ein
wohnerwehren in Rord und Mitteldeutſchland ihre
Waffen erſt zum 1 März abgenommen werden könnten
Trotz der wiederholten n der Kontroll
kommiſſion hat ſich die deutſche Regierung in ihren
Noten vom 9 und 22 Dezember förmlich geweigert
die Einwohnerwehren und andere ähnliche Formatio
nen in Oſtpreußen und Bayern zu entwaff
nen indem ſie erklärte daß ſie ſich des Ernſtes ihres
Entſchluſſes voll bewußt ſei

3 Die Entwaffnung der Sicher heitspolizei iſt
nicht beendet

4 Die Auflöſung der l ederen Aufſchiebung bis zum 22 September die Alliier
ten in ihrer Note vom 22 Juni zugegeben hatten hat
nicht ſtattgefunden Ohne auch nur eine Friſt für dieſe

Auflöſung anzugeben hat ſich die deutſche Regierung
darauf beſchränkt gegen die an ſie gerichtete Aufforde
rung der Kontrollkommiſſion die von dieſer r
der des Friedensvertrages und der Note
vom 22 Juni Akt nahm an die alliierten Regierun
en und an die Votſ r r u appellieren

5 Die Einwohnerwehr Organiſationen zuderen Auflöſung die alliierten Regierungen ent
ſprechend dem h von Verſailles Deutſch
land am 22 Juni aufgefordert hatten beſt noch in
Oſtpreußen und in in Wide mit demArtikel 177 des Friedensvertrages ſtehen ſogar
in Verbindung mit der Rei r die

ummen die ergri wordendeutſ a r mit den militäriſchen
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ſeßenkwurf haben ver Kontrollkommiſſion zu zahlreichen
Ausſtellungen Anlaß gegeben

7 Die Aus lieferung der überſchüſſigen
Kriegsgeräte iſt nicht vollendet und die
deutſche Regierung weigert ſich insbeſondere das
von der Kontrollkommiſſion geforderte Artillerie
material von Küſtrin und Königsberg
auszuliefern t gibt es in den Depots der
Reichswehrverbände Material das Deutſchland behal
ten will obwohl keine Beſtimmung des Vertrages es
dazu berechtigt

8 Wenn auch die Herabſetzung des deutſchen
eeres auf 100 000 Man n nach den deutſchen Er

lärungen geren rt iſt ohne daß die Kontrollkom
miſſion dieſe Herabſetzung bisher hätte nachprüfenkönnen ſo ſteht doch et daß die deutſche Regierung

zwecks Auflöſung des alten Heeres Abwicklungs
dehörden weiter unterhält deren e den Be
ſtimmungen des Friedensvertrages zuwiderläuft
Es wird ebenfalls f z geſtellt daß hinſichtlich der

Ausführung der Luftfahrtbeſtimmungen des
Vertrags den per die Kontrollkommiſſion erteilten
Weiſungen ein ſyſtematiſcher iderſtand
entgegen efeßzt wird und daß die Ablieferung und Jer
ſtörung des Luftfahrtgeräts die nach dem Protokoll von

Spa am 31 Auguſt 1920 hätten vollendet ſein müſſen
noch nicht beendet ſind Die Militär Kontrollkommiſ
ſion hat ſchon jetzt von der Nichtauflöſung der
Sicherheitspolizei Akt genommen

Unter Vorbehalt der ſonſtigen von den Kommiſ
ſionen feſtgeſtellten Verſtöße gegen den Vertrag und
unbeſchadet der Maßnahmen die die alliier
ten Regierungen auf Grund des in de aertragg der
Rote von Boulogne und des Protokolls
von Spa treffen könnten muß die franzöſiſche Regie
rung feſtſtellen daß am 31 Dezember weſentliche Be
dingungen des Friedensvertrages nicht erfüllt
ſind und daß die deutſche Regierung die Beſtimmungen
des in Spa am 9 Juli unterzeichneten Abkommens
nicht genau beodachtet hat

Die franzöſiſche Regierung nimmt ſoweit ſie be
teiligt iſt ſchon jetzt Akt von dieſen Verſtößen gegen
die von Deutſchland feierlich übernommenen Verpflich
tungen Die alliierten Regierungen werden über dieſe Verſtöge z u efinden
haben

Als Antwort auf dieſe Note
iſt der franzöſiſchen Botſchaft folgende Mitteilung über
ſondt worden

Die deutſche Regierung bemerkt zu den einzelnen Punk
zen folgendes

Zu 1
Durch das Schreiben vom 30 Noyembor 1020 hat die

Kontrollkommiſſion Mitteilung davon erhalten welcheWaffen und Munitionsbeſtände angekauft beſ lagnahmt
freiwillig abgeliefert oder von den Organiſationen angemel
det worden ſind Die angekauften und beſchlagnahmten Be
ſtände 413 Geſchütze Minenwerfer Flammen und Granat
werfer 2597 ſchinengewehre 761 674 Gewehre und
Piſtolen 362 669 Stück Maſchinengewehr und Gewehrteile
ſind ſämtlich in derſelben Weiſe wie es bei den abgelieferten
Heeresbeſtänden üblich iſt verſchrottet worden Die
freiwillig abgelieferten Beſtände 378 Geſchütze Minen
werfer Flammen und Granatwerfer 6536 Maſchinenge
wehre 612 056 Gewehre und Piftolen 179 495 Stück Maſchi
prgewee und Gewehrteile ſind bis auf einen ver
ſchwindend geringen Reſt e der erwähn
ten Uebung den Zweigſtellen der Reichs Treuhand Geſell
ſchaft übergeben worden die das Material den Hüttenwerken
zur Verſchrottung zuführt und die Belege darüber bereit
hält Alle abgelieferten Waffen ſind übrigens bereits an
den Sammelſtellen zum Gebrauch untauglich gemacht wor
den Die Reichs Treuhand Geſellſchaft erhält deshalb be
reits zerſtörtes als Waffe nicht mehr verwendbares Mate
rial zur Verſchrottung Der verſchwindend geringe Reſt der
auf höchſtens 500 Gewehre zu ſchätzen iſt kommt in
dieſen Tagen zur Uebergabe

Die

Zu 2

Selbſtſchutgzorganiſationen haben die
angemeldeten Waffen zu einem großen Teil bereits heute
abgeliefert Ende Januar wird die Ablieferung im
weſentlichen beendet ſein

Die deutſche Regierung hat nicht wie die
Rote vom 31 Dezember agt die Entwaffnung der oſt
gar en und bayriſchen Wehren verweigert Sie
at in ren Schreiben vom 9 Dezember ausdrücklich
erklärt daß ſie nicht daran denke etwa indieſer Hinſicht der in Spa übernommenen Ver lichtungen
entziehen zu wollen Nur geſtatten es die beſonde
ren Verhältniſſe in Oſtpreußen und Bayern
nicht dort mit der Ka Schnelligkeitvorzugehen wie in den übrigen Teilen Deutſchlands

Zu 3 und 4
Hinſichtlich der Fragen der Sicherheitspoli

e i darf auf das Schreiben vom 2 Januar verwieſen wer
den Die Sicherheitspolizei beſteht nicht mehr Jn der Ent
waffnung der deutſchen Polizeikräfte iſt im weſentlichen den
Anforderungen der Kontrollkommiſſion bereits entſprochen
worden Abweichungen von der vorgeſchriebenen Bewaff
nung beſtehen nur inſofern als noch eine gewiſſe Zahl von

außer den für die Panzerwagen zuge
ſtandenen zurückbehalten worden ſind Dies erklärt ſich da
durch daß die Ware durch die ſie nach den Anordnungen
der Kommiſſion erſetzt werden ſollen noch nicht vollſtändig
beſchafft werden konnten

Zu 5
Jn den Schreiben an die Kontrollkommiſſion vom 9 und

22 Dezember iſt Ppseleg daß die deutſche aigrung in dem
von Selbſtſchutzorganiſationenkeinen Verſtoß gegen Artikel 177 des Friedensvertrages zu

erblicken vermag daß aber ſolche Organiſationen nur als
ein Notbehelf zu betrachten ſind und im eigenen Jnter
eſſe des Staates auſgelöſt werden ſollen ſobald es die Um
ſtände geſtatten Die Annahme a die bayriſchen Ein
wohnerwehren und die oſtpreußiſche Orts und Grenzwehr
noch jetzt mit der Reichswehr in Verbindung ſtünden iſt
irrig Wie in dem Schreiben vom 22 Dezember mitgeteilt

wurde hat jede derartige Verbindung aufgehört
Zu 6

Der in Spa übernommenen Verpflichtung unverzüglich

Maßnahmen zur e der allgeweinen Dienſtpflicht und zur Organiſation deseeres auf der Grundlage langfriſtiger Dienſtgeit u treffen

at die deutſche Regierung durch das Geſetz vom 21 Auguſt1920 genügt Die allgemeine Wehepflicht iſt abgeſchafft

Zu 7
Die Behauptung daß das üherſchüſſige Kriegsgerät des

ehemaligen deutſchen Heeres noch t vollſtändig abge
liefert ſei muß beſtritten werden Es ſei darauf perwieſen
daß annähernd 50 000 Geſchütze mehr als 5000 000 Ge
wehre 60 000 Maſchinengewehre und 20 000 Minenwerfer
abgeliefert worden ſind Die Kontrollkommiſſton hat aber
über die Beſtimmungen ves Vertrages hinaus mehrfach die
Auslieferung von Gerät gefordert das nicht als Kriegs
gerät gelten kann wie z B Fechtgewehre Platzpatronen
und Exerzierpatronen Dieſen Forderungen konnte ptte werden Die Kommiſſion hat auch zum Teil die
mangelnde Derechtigung einzelner dieſer Forderungen an
erkannt indem ſie auf die Ausführung verzichtete Außer
dem geht das Beſtreben der Kommiſſion dahin die Beſtände der Reichswehr an J nſtandſetzungs
44 und Erſatzteilen an Nachrichten undioniergerät ſowie an Ausrüſtungsſtücken auf
das äußerſte x beſchränken Die deutſche Regierung muß
aber auf die Erhaltung gewiſſer Veſtände Wert legen ein
mal wegen der Beſchränkung der Zahl der Fabriken in denen
Heeresgerät hergeſtellt werden darf vor allem aber aus
wirtſchaftlichen Hründen weil ſie ſonſt ſchon bald gezwungen
ſein würde anſtelle des jetzt zerſtörten Materials zu erheb
lich höheren Preiſen neues zu erwerben Sie regt an dieſe

ragen in beſonderen h eommiſſionen bei der Kontrollkommiſſion mündlich er
örtern zu laſſen um eine Löſung zu finden die den Jnter
eſſen beider Teile Rechnung trägt Die Frage des Artil

ſag in der N

leriemakerfals der Feſtungen 47342 unKüſt rin iſt in der Note an die Botſchafterkonferenz von
24 Dezember eingehend erörtert worden Ueber die zur
Ausrüſtung aller Feſtungen beſtimmten Nahkampfmittel und
Pioniergerätſchaften wird in dieſen Tagen eine Note ar
die Botſchafterkonferenz gerichtet werden

Zu S
Die deutſche Regierung kann nicht zugeben daß

3 die noch beſtehenden Abwicklungsorgane des
alten Heeres auf Grund des Friedensvertrages ein be
gründeter Einwand erhoben werden kann Die Ab
wicklung der Geſchäfte iſt mit außerordentlicher Schnelligkeit
vollzogen worden Auch die wenigen noch beſtehenden Be
hörden werden mit dem 1 April 1921 verſchwunden ſein
Bei dieſen Behörden handelt es ſich um zivile Organiſatio
nen die mit der Reichswehr in keiner Verbindung ſtehen
Zurzeit ſind neue Beſprechungen im Gange bei denen feſt
eſtellt werden ſoll ob gewiſſe Liſten und Papiere des alten
eeres die längſt nicht mehr auf dem Laufenden erhalten

werden etwa zur Erleichterung einer Mobilmachung dienen
könnten Die Schriftſtücke werden ſelbſtperſtändlich nicht zu
einem ſolchen Zwecke aufgehoben ſondern deswegen weil
die Zivilbehörden ihrer zur Bearbeitung von Verſorgungs
anſprüchen bedürfen Die deutſche Regierung zweifelt nicht
daran daß es ihr auch gelingen wird die Kontrollkommiſſion
von der völligen Unbrauchbarkeit der Schriftſtücke r Mobil
machungszwecke zu überzeugen und zu einer Verſtändigung

mit 9 zu gelangen
Ein Widerſtand gegen die Ausführung der Ver

tragsbeſtimmungen über die Luftfahrt wird keines
wegs geleiſtet Die deutſche Regierung ſah ſich aber
in letzter Zeit vor eine Reihe von Forderungen geſtellt die
ihrer Ueberzeugung nach mit den Beſtimmungen des Frie
densvertrages nicht vereinbar ſind Sie hat der Kontroll
kommiſſion und der Botſchafterkonferenz z Standpunkt
dargelegt und für zwei der wichtigſten Differenzpunkte dirEinſetzung eines Schiedsgerichts vorgeſchlagen Außerdem

hat ſie bei der Kommiſſion wie bei der Botſchafterkonferenz
eine Beſprechung des ganzen Komplexes der ſtreitigen Fragen
zwiſchen diplomatiſchen und Fachvertretern beider Teile an
geregt Eine Antwort hat ſie bisher nicht erhalten

zas die Ablieferung des Luftfahrtgeräts
angeht ſo kann es ſich bei den noch n n Rückſtänden
nur um verhältnismäßig ganz geringe Mengen handeln

Gegenüber den von den Kontrollkommiſſionen hervor
gehobenen Fällen wo Deutſchland wirklich oder vermeintlich
hinter den Anforderungen des r von Spa zurückge
blieben iſt weiſt die deutſche Regierung darauf Hin wie
viel ſeit der Unterzeichnung dieſes Protokolls geleiſtet wor
den iſt Sie glaubt ſagen zu können daß niemand da
mals ſolche Leiſtungen zur Erfüllung dereſtellten Forderungen für möglich gehalen hat Sie wird mit aller Kraft bemüht fein den über
noemmenen Verpflichtungen vollends zu genügen Das
Ziel Deutſchland wehrlos zu machen das die
alliierten Regierungen mit den militäriſchen Beſtimmungen
des Vertrages von Verſailles verflogt haben iſt aber tat
ſächlich ſchon erreicht

Die deutſche erung möchte nicht annehmen daß in
dem Protokoll von Spa An mögliche s von Deutſchland
verlangt werden ſollte Die buchſtäbliche Erx
füllung hat ſich als n en erwieſen Das
Mögliche r Fenn die franzöſiſche Ree vom 31 Dezember feſtſtellt daß die Zu
agen von Spa nicht ſtrikt erfüllt worden ſeien ſo exinnert

die deutſche Regierung daran daß nach den eigenen Worten
der Alliierten vielmehr geprüſt werden ſoll ob ſie loyal
den Beſtimmungen nachkommt Die deutſche Regierung kann
von ſich ſagen daß ſie in voller Loyalität ihr Beſtes getan
hat

vent ettend von Köstlithem Woblgeruehnacht lie Ja veich wie Sammer Eine
Vohitat nach dem Rasieren Vorzüglich als Ab

gehminkmittel und Unterlage vor dem Pudern Tube
M 00 Dose M 19 und M 33 Voehbersll erhbältlioh
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Mittwoch den 5 Januar Jnhalt Spohnmeyers Töchter Ro
man von Fritz G a n e r Die Nonne Von Hermann Lange

Der Eierkauf on Hans Bauer Zu Defreggers Tod
Julius Krausbergs Tagebücher Von Dr Edgar Groß

Halle Schach

Zum 75 Geburtstag Rudolf Euckens
Am 5 Januar blickt Rudolf Eucken auf ein 75jähriges

Leben zurück Erſt auf dem Umweg über Holland Schweden
England und Amerika die ſchon frühzeitig ſeinem Streben
warme Teilnahme entgegenbrachten hat ſich der Philoſoph
auch im eigenen Vaterlande eine Gemeinde geſchaffen Das
Bedürfnis nach mehr geiſtiger Einheit des menſchlichen
Lebens und die Beſtrebungen nach mehr moraliſcher Stärkung
des deutſchen Lebens führten zur Begründung eines
Eucken Bundes deſſen erſte Jahresverſammlung am

Oktober 1920 zahlreiche Teilnehmer aus den verſchiedenſten
Geſellſchaftskreiſen und Gegenden Deutſchlands nach Jena
führte und deſſen Reinien der Philoſoph in einer Schrift
Unſere Forderungen an das Leben niederlegte

Welch geiſtige Friſche der greiſe Gelehrte beſitzt beweiſen
ſeine kurz vor Weihnachten bei K F Koehler in Leipzig
erſchienenen Lebenserinnerungen in denen er mit offenem
Freimut Einblick in ſein Ringen um eine Weltanſchauung ge
währt und in großen Zügen das deutſche Leben der letzten
Jahrzehnte veranſchaulicht

Rudolf Eucken wurde in Aurich Oſtfriesland geboren
und nach dem Tode ſeines Vaters von ſeiner feinſinnigen
Mutter erzogen die ihn auch auf die Univerſität begleitete
Nach Beendigung ſeiner Studien in Göttingen wurde er nach
vorübergehender Tätigkeit in Berlin Huſum Theodor Storm
und Frankfurt bereits im Alter von 25 Jahren als ordentlicher
Profeſſor der Philohaphie und Pädagogik nach BVaſel beruſen
Hier blieb er drei Jahre bis zu ſeiner Berufung nach Jena
Auf philoſophiſchem Gebiete zogen ihn zuerſt die Lehren des
Ariſtoteles beſonders an im Ringen nach einer Lebens
anſchauung widmete er ſich philoſophiſchgeſchichtskritiſchen Stu
dien deren Niederſchlag in den Lebensanſchauungen der
großen Denker zu finden iſt Ende der achtziger Jahre be
gann er in den Schriften Prolegomena der Einheit
des h ein eigen Syſtem dex geiſtigen Lebens

ihm zunächſt wenig Verſtändnis entgegenbrachte fand er in

er den Nobelpreis der ein raſches Wachſen ſeines Ruhmes
zur Folge hatte 1912 weilte er als Austauſchprofefſor in
Amerika und knüpfte Beziehungen zum fernen Oſten an

Der Weltkrieg machte ſeinen Beſtrebungen um die Ver
ſtändigung der Völker ein jähes Ende weit entfernt das
engliſche Right or Wrong zu billigen trat er mit warmem
Herzen für das in ſeiner Exiſtenz bedrohte Vaterland ein
Und es berührt beſonders wohltuend wenn ein Gelehrter von
ſeiner Größe der ſtets über der Kleinheit des Augenblicks
ſteht nicht am deutſchen Volk verzweifelt ſondern darauf ver
traut daß es von ſeiner Krankheit wieder geſunde da das ihm
inne wohnende Vermögen ſeiner Lebenserweiterung und Lebens
vert efung dem Ganzen der Menſchheit unentbehrlich iſt

Mit Dankbarkeit gedenkt der Philoſoph der geiſtigen An
regung und gegenſeitigen Ergänzung die er im Kreife ſeiner
Familie ſtets gefunden Jn ſeiner Frau beſitzt er eine Lebens
gefährtin von hauptſächlich künſtleriſchen Jntereſſen von den
Söhnen iſt der eine Phyſiker der andere Nationalökonom
während die Tochter ſich als Konzertſängerin betätigt Dieſes
Haus bildet einen Mikrokosmos geiſtigen Lebens wie er ſich
ſelten zuſammenfindet und ſo kann Eucken die Goetheſche
Frage nach dem was dem Alternden bleibt getroſt damit
beantworten

Mir bleibt genug es bleibt Jdee und Liebe
Dr Hwe

Aus der Famſliengeſchichte

der Bethmann Hollwegs
Ueber den Urſprung der Familie Bethmann die dem Deut

ſchen Reich ſeinen fünften Kanzler gegeben hat waren lange
Zeit völlig irrige Anſchauungen im Umlauf Noch vor elf

ren als der ſoeben verſtorbene Theobald v Bethmann
ollweg das Reichskanzleramt übernam konnte man leſen

Stammvater der Familie Bethmann ſei im 17 Jahrhun
dert wegen ſeines Glaubens aus den Niederlanden vertrieben
worden und habe ſich in Frankfurt a M niedergelaſſen
Kikule v Strabenitz der nnte Genealoge hat ſpäter
dieſen

le der
Irrtum richtiggeſtellt und nachgewieſen daß das Ge

Bethmanna rein deutſch iſt und urſprünglich

Finnland und Holland Anerkennung im Jahre 1908 erhielt

erneuerung auszubauen Während die deutſche Geiſteswelt aus Goslar ſtammt Schon im Jahre 1416 wird in den
Goslarer Matrikeln ein Heinrich Bethmann erwähnt und von
dieſem Stammvater der Familie läßt ſich das Geſchlecht ur
kundlich bis auf den Spezialſtammvater des Frankfurter Ban
kiergeſchlechts den kaiſerlich ruſſiſchen Staatsrat und General
konſul Simon Moritz Ritter v Bethmann und ſeine leibliche
Schweſter Suſanne Eliſabeth die Urgroßmutter des verſtor
benen Kanzlers verfolgen Das Frankfurter Bankiergeſchäft
Gebrüder Bethmann wurde im Jahre 1748 vom Vater

der erwähnten Suſanne Eliſabeth gegründet Dieſe heiratete
Johann Jakob Hollweg den Urgroßvater des fünften deutſchen
Reichskanzlers Suſanne Eliſabeth hatte einen Bruder namens
Simon Moritz III der ſpätere erſte Ritter v Bethmann
Er wurde der weltbekannte Chef des Frankfurter Bank
hauſes und Ahnherr aller ſpäteren Freiherren v Bethmann
Die Hollwegs ſtammten aus Heſſen in der zweiten Hälfte
des 16 Jahrhunderts war in Gießen der Bürger Johannes
Hollweg anſäſſig

Das Rittergut Hohen Finow im märkiſchen Kreiſe Ober
barnim auf deſſen Boden Theobald v Bethmann Hollweg
geboren und geſtorben iſt befindet ſich erſt ſeit dem Jahre
1855 alſo nur ein Jahr vor der Geburt des ſpäteren Kanzlers
im Beſitze der Familie Bethmann Hollweg Es war der Vater
des Reichskanzlers der Wirkliche Geheime Rat Felix v Beth
mann Hollweg der Hohen Finow käuflich erworben hatte
Er und ſeine Gemahlin Jſabella geborene de Rougemont
eine Schweizerin ſind in Hohen Finow zur letzten Ruhe be
ſtattet des Kanzlers Vater iſt 1900 ſeine Mutter im Jahre
1908 geſtorben Neben verſchiedenen anderen nahen An
gehörigen des Reichskanzlers ruhen auf dem Kirchhof von
HohenFinow die kurz vor Ausbruch des Krieges geſtorbene
Gattin Theobald v Bethmann dere eine geborene
v Pfuel und der Ende 1914 vor dem Feinde Sohn
Friedrich des ehemaligen Kanzlers der ebenfalls hier ſeine
Ruheſtätte finden wird Das Schloß zu Hohen Finow iſt ein
nicht prunkvolles aber gediegenes Bauwerk mit hohem Gie
bel ein märkiſcher Schloßbau deſſen Gartenſeite durch eine
große Freitreppe und vorgelagerte Terraſſen geſchmückt iſt
Ein ſchöner weithin ſich erſtreckender Park und uralte Kinden
alleen bilden den größten Reiz dieſes märkiſchen Herrenſitzes

in abgeſchiedener Stille der verſtorbene Kanzler ſich von
den Laſten und Mühen ſeines hohen Amtes ſo gern der Er

ten Jahre ſeines Lebensholung hingab und wo er die
in beſchaulicher Muße verbracht hat m v
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